
ZEICHNUNG: ERL

Lust, das andere Land zu entdecken
Das Deutsch-Französische Jugendwerk wird 50 Jahre
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Das Gespräch führte
BIRGIT HOLZER

.............................................................................................................

Vor 50 Jahren wurde der Elysée-Vertrag unter-
zeichnet: Am 22. Januar 1963 besiegelten
Deutschland und Frankreich ihre Freundschaft.
Zugleich beschlossen die beiden Staaten die
Gründung des Deutsch-Französischen Jugend-
werks (DFJW), um den Austausch der Jugend zu
gewährleisten. Seither profitierten fast acht
Millionen junge Deutsche und Franzosen von
den Programmen des DFJW. Generalsekretärin
Béatrice Angrand über bisherige Entwicklungen
und neue Herausforderungen:

FRAGE: Der deutsch-französische Historiker Alfred
Grosser hat kürzlich gesagt, eines der wenigen kon-
kreten Ergebnisses des Elysée-Freundschaftsvertrages
zwischen Deutschland und Frankreich sei die Grün-
dung des Deutsch-Französische Jugendwerks. Hat er
recht?
BÉATRICE ANGRAND: Natürlich ist es konkret,
wenn Hunderttausende junge Menschen jedes
Jahr an einem Austausch teilnehmen. Es dauert
wohl noch ein wenig, bis dieser Nachwuchs, der
unsere Programme mitmacht, an einflussreiche
Positionen kommt, bis man die Stimmen dieser
jungen Menschen hört. Ich hoffe auch, dass das
dann nicht nur diejenigen sind, die eine Elite-
hochschule oder das zweite Staatsexamen ge-
macht haben. Sondern dass auch junge Leute,
die in einem schwierigen Viertel aufgewachsen
sind, zu Entscheidungsträgern werden oder
Unternehmen gründen, die sich im jeweils
anderen Land niederlassen. Das Jugendwerk
möchte alle erreichen.

Die Zahl derer, die die andere Sprache lernen, geht
zurück. Viele suchen exotischere Ziele für Reisen
oder Praktika als das Nachbarland. Kann sich die
junge Generation von heute überhaupt noch fürs
Deutsch-Französische begeistern?
ANGRAND: Ja, die Partnersprache hat ihren Reiz
verloren. Jedoch schätze ich sehr, dass wir heute
ohne die Emotionalität von früher auskommen.
Sie war damals wichtig, denn eine Versöhnung
macht manmit demHerzen, nicht nur mit dem
Kopf. Heute stehen wir einem Paradox gegen-
über: Die deutsch-französische Beziehung ist ba-
nal geworden, aber trotzdem wichtig. Für die
jungen Menschen steht fest, dass sie der erste
Schritt zu Europa ist. Wer hätte sich diese Bana-
lität vor 50 Jahren vorstellen können? Sie ist ein
großer Erfolg. Dabei bleibt wichtig, an die Ver-
gangenheit zu erinnern, um zu erkennen, dass
die Beziehung nicht selbstverständlich ist. Die

deutsch-französische Kooperation kann als Mo-
dell für andere Länder stehen, die früher verfein-
det waren, beispielsweise auf dem Balkan, in
manchen Gebieten Afrikas oder zwischen Japan
undChina. Die trinationalen undmultinationa-
len Programme, die das DFJW anbietet, haben
eine große Anziehungskraft gerade bei denjeni-
gen, die noch nicht überzeugt sind.

Wie sprechen Sie diejenigen an, die wenig Bezug
haben zum anderen Land, vielleicht auch die Spra-
che gar nicht sprechen?
ANGRAND: Ein Instrument hat sich immer be-
währt: das Prinzip der Subsidiarität. Das DFJW
kann nicht alle Begegnungen selbst durchfüh-
ren, darum pflegen wir Netzwerke an Schulen,
Hochschulen und an allen Orten, wo junge Leu-
te sind, die als Multiplikatoren für unsere Arbeit
fungieren. Wir haben ein Netz von je 50 Junior-
botschaftern in jedem Land, die vor Ort für
unsere Programme werben. Die Aufgabe des
DFJW ist nicht, eine Sprachpolitik zu entwi-
ckeln, aber Programme zu schaffen, die Lust we-
cken, das andere Land zu entdecken und die
Sprache zu lernen.

Der französische Präsident Charles de Gaulle hat bei
seiner Annäherung an Deutschland ganz konkret die
Jugend angesprochen. Glauben Sie, auch heute geht
der Fortschritt der deutsch-französischen Partner-
schaft über die jungen Menschen?
ANGRAND: Ja, und leider wird auf der politi-
schen Ebene, aber auch in der Wirtschaft viel zu
wenig mit jungen Menschen gearbeitet. Zum
Beispiel bei den Städtepartnerschaften beschwe-
ren sich die Älteren oft über Mangel an Nach-
wuchs, aber schaffen keinen Platz. Oder es wird

nicht akzeptiert, dass sich junge Menschen
manchmal nur zeitlich begrenzt engagieren
wollen und nicht festlegen können. Heute wis-
sen siemeistens nicht, wo sie in zehn Jahren sein
werden. Man sollte auch darüber nachdenken,
wieman ehrenamtliche Tätigkeiten anerkennen
kann. Ich fände es fortschrittlich, die Kompe-
tenzen, die man durch freiwilliges Engagement
erwirbt, gemeinsam auf deutsch-französischer
Ebene anzuerkennen. Das würde Anreize schaf-
fen, ehrenamtlich aktiv zu werden. Wir sollten
pragmatisch sein, um dieses Engagement zu
erhalten.

Halten Sie die deutsch-französischen Beziehungen
für etwas Besonderes, vielleicht sogar Einzigartiges?
ANGRAND: Der erste Eindruck prägt fürs Leben –
das ist typisch für die deutsch-französischen Be-
ziehungen. Denn unbewusst wird man durch
die Teilnahme an einem deutsch-französischen
Austausch ein Element in der Geschichte Euro-
pas, empfindet sich als Teil der europäischenGe-
meinschaft. Deshalb ist der deutsch-französi-
sche Austausch so identitätsstiftend. Zugleich
sind Deutsche und Franzosen so unterschied-
lich, dass sie sich ergänzen und man in sich
selbst einen Ausgleich findet. Als obman in sich
zwei unterschiedliche Systeme integrieren wür-
de. Das bereichert, auch wenn es im Alltag
manchmal schwierig ist.

Erstmals seit seiner Gründung erhält das DFJW eine
Budget-Erhöhung um jeweils eine Million Euro aus
Deutschland und Frankreich.Wie wollen Sie das zu-
sätzliche Geld zum Budget von bisher insgesamt
20 Millionen Euro einsetzen?
ANGRAND: Diese Erhöhung freut uns sehr, denn
die Politik setzt mit ihr ein Zeichen. Mit den zu-
sätzlichen Mitteln wollen wir beispielsweise
mehr Programme für berufliche Bildung finan-
zieren: mehr Stipendien für Praktika, mehr För-
derung für den Austausch an Berufskollegs und
von Azubis. Außerdem investieren wir mehr in
bildungsferne Schichten, alsoMenschen, für die
es nicht selbstverständlich ist, an einem
deutsch-französischen Austausch teilzuneh-
men. Wir wollen auch noch mehr trinationale
Programme anbieten. Dabei darf man nicht ver-
gessen, dass unser Mehrbedarf, also die Anträge
für Programme, die wir nicht bedienen können,
fast drei Millionen Euro beträgt. Wenn manche
also behaupten, das Deutsch-Französische sei
eingeschlafen, sehen wir das ganz anders. Die
Nachfrage ist groß, ob bei der beruflichen Bil-
dung, bei Städtepartnerschaften, den Schulen
oder im Sport.

Béatrice Angrand

Seit 2009 ist Béatrice An-
grand die französische Gene-
ralsekretärin des Deutsch-
Französischen Jugendwerks
(DFJW) – neben ihrem deut-
schen Pendant Markus In-
genlath. Zuvor arbeitete die
45-Jährige als Beraterin der
Präsidenten des deutsch-
französischen Fernsehsenders

Arte und als Projektbeauftragte für den Entwick-
lungsplan. Von 1991 bis 1993 leitete sie das Ins-
titut Français in Rostock und von 1996 bis 1998
im rumänischen Timisoara. FOTO: LC
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„Die Stadt Stuttgart
wird nicht

den Wowereit geben.“

Stuttgarts Oberbürgermeister
Fritz Kuhn (Grüne) zum Umgang

mit dem Bahnprojekt Stuttgart 21
im Vergleich zum Debakel

um den Hauptstadtflughafen
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Wirtschaft in Wartestellung
Unternehmen fehlt das Vertrauen in die Politik
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Von RUDI WAIS
red.politik@mainpost.de
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A uf die Wirtschaft
sollte Peer Stein-

brück lieber nicht
hoffen – das Beispiel
von 1998 bleibt
einzigartig. Damals
zog die Konjunktur
vor der Bundestagswahl über-
raschend stark an, was der Kanzler-
kandidat der SPD keck mit der Vor-
freude auf einen Regierungswechsel
erklärte. „Der Aufschwung, den wir
jetzt erleben“, tönte Gerhard Schrö-
der, als habe er Helmut Kohl längst
abgelöst, „ist mein Aufschwung.“

15 Jahre später sind nicht nur die
Popularitätswerte des sozialdemo-
kratischen Herausforderers in den
Sinkflug übergegangen. Auch die
Wachstumsprognosen der Regie-
rung und der verschiedenen For-
schungsinstitute fallen von Woche
zu Woche niedriger aus. Wirt-
schaftsminister Philipp Rösler er-
wartet für das laufende Jahr nur
noch ein Wachstum von 0,4 Pro-
zent. Wenn überhaupt. Vor einer
Wahl neigt jede Regierung dazu, die
Situation etwas schöner zu zeich-
nen, als sie ist. Tatsächlich tritt die
deutsche Wirtschaft auf der Stelle.

Mit den Ängsten im Euroraum
und den Problemen in vielen wich-
tigen Abnehmerländern alleine lässt
sich das allerdings nicht erklären.
Innenpolitisch ist die Lage ja nicht
minder unübersichtlich und un-
sicher, so dass viele Unternehmer
mit dem Investieren zögern. Die
meisten Mittelständler, zum Bei-
spiel, verfolgen mit Sorge, was
Sozialdemokraten und Grüne im
Falle eines Wahlsieges an Steuer-
erhöhungen planen – und fragen
sich natürlich auch, was die SPD
davon in einer Großen Koalition
noch durchsetzen würde. Auch die
quälend langen Debatten über die
Energiewende sind aus Sicht der
Wirtschaft alles, nur keine ver-

trauensbildende Maßnahme. Kein
Wunder also, dass Manager im
Moment nach dem Prinzip verfah-
ren: Abwarten, was nach der Wahl
passiert.

Unterm Strich steht Deutschland
im internationalen Vergleich aber
auch mit einer erwarteten Wachs-
tumsrate von 0,4 Prozent noch
immer bemerkenswert gut da – die
meisten Länder der Eurozone sind
längst in die Rezession gerutscht. In
der Bundesrepublik dagegen steigen
nicht nur die Steuereinnahmen,
auch die Sozialkassen stehen auf
soliden Fundamenten.

Abgesehen vom zunehmenden
Mangel an Fachkräften, stimmen
also zumindest die ökonomischen
Rahmenbedingungen. Bis die poli-
tischen wieder etwas klarer sind,
wird es noch eine Weile dauern.
Dass die Konjunktur schon im
Herbst wieder anzieht, wie der
Minister verspricht, ist aus heutiger
Sicht eher unwahrscheinlich.

Eine Exportnation wie Deutsch-
land hängt mehr als andere Länder
am Tropf der Weltkonjunktur – und
auch hier sind die Aussichten für
die nächsten Monate nicht allzu
rosig. In China wächst sie Wirt-
schaft zwar noch um satte sieben
Prozent im Jahr, das aber ist die
niedrigste Rate seit 13 Jahren. Auch
in den USA kommt die Konjunktur
nicht in Schwung, so lange Barack
Obama keinen Plan hat, wie er die
stärkste Volkswirtschaft der Erde aus
dem Schuldensumpf führen will.
Umso wichtiger wäre es in dieser
Situation, dass die Binnennachfrage
in der Bundesrepublik stimmt und
im Idealfall weiter stimuliert wird.
Das Entschärfen der Steuerprogres-
sion, das SPD und Grüne im
Bundesrat verhindert haben, wäre
eine solche Stimulanz gewesen.
Steinbrück allerdings hat sich da-
gegen entschieden. Der nächste
Aufschwung ist deshalb, egal wie
die Wahl ausgeht, nicht sein Auf-
schwung.
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Man könnte es auchMord nennen
Zum Artikel „Bloß kein Mädchen“
(9.1.), der sich mit geschlechtsspezi-
fischen Abtreibungen befasst:
Wir empören uns zu Recht über Ge-
walt in Schulen, über Missbrauch,
brutale Vergewaltigungen und Dis-
kriminierung von Geschlechtern.
Hier beschränkt sich die Empörung
auf Abtreibungen aus geschlechts-
spezifischen Gründen. Die anrüh-
rende Geschichte einer „Rosa“ aus
Albanien rechtfertigt nicht, dass in
unserem Land das Lebensrecht Un-
geborener mit Füßen getreten wird.
Sei es ein Junge oder ein Mädchen.
Kaum jemand empört sich über die-

sen eigentlichen Skandal, zumindest
nicht öffentlich. Der haltlose und
verharmlosende Begriff „Schwanger-
schaftsunterbrechung“ soll wohl
glauben lassen, es handle sich nur
um eine kleine Störung, die repariert
wird, nach dem Motto: „Gleich
geht’s weiter“. Tatsächlich ist es eine
irreparable Auslöschung wehrlosen,
menschlichen Lebens. Wenn man
bestimmte Tatbestände des § 211
StGB hier gelten ließe („heimtü-
ckisch“, „grausam“ oder „mit ge-
meingefährlichen Mitteln“), könnte
man es auch Mord nennen. Findige
Juristen konnten nur unter Fehldeu-

tung verfassungsrechtlicher Vorga-
ben Rechtfertigungsgründe konstru-
ieren. Wenn das Geschenk einer
Schwangerschaft als Übersteigung
der „zumutbaren Opfergrenze“ ge-
deutet (§ 219 StGB) und künftig wohl
Abtreibung zu einemMenschenrecht
(!) deklariert wird, verliert ein Rechts-
staat den Boden unter den Füßen.
Viele werden aus diesem Artikel wohl
die Lehren ziehen und die Schwan-
gerschaft künftig aus den „richtigen“
Gründen beenden. Bloß nicht sagen,
„weil es ein Mädchen ist!“
Werner Gerberich,
97259 Greußenheim

Die Frage, ob man sich Kinder leisten kann
Zum Kommentar „Nehmen, um zu
geben“ (10.1.) über die Kindergeld-
überlegungen der SPD:
Wieder einmal ein schwacher Kom-
mentar von RedakteurMartin Ferber.
Die soziale Gerechtigkeit – hier Kin-
dergeldzahlung – ist keine Frage von
links oder rechts, sondern eine mo-
ralische und ethische. Und die Be-
hauptung, dass der SPD-Vorschlag
die potenziellen Wähler der Mitte
abschreckt und die Leistungsträger
der Gesellschaft bestraft, absurd.
Auch in diesen Bevölkerungsteilen
gibt es Menschen, die soziale Ge-
rechtigkeit richtig einordnen kön-

nen. Realität ist, dass heute Besser-
verdiener über die Kinderfreibeträge
Steuerersparnisse erzielen, die weit
über das Kindergeld für Niedrig- und
Normalverdiener von 184 Euro hi-
nausgehen. Inwiefern sind die Ge-
ringverdiener Gewinner des bisheri-
gen Systems? Was ist der ihnen
eigentlich zustehende steuerfreie Be-
trag? Mehr Geld führt nicht automa-
tisch zu mehr Kindern? Selbstver-
ständlich fragen sich junge Leute, ob
sie sich bei den heutigen Wohnmie-
ten und Lebensmittelpreisen (Euro =
Teuro) noch Kinder leisten können.
Gerd Plast, 97070 Würzburg
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